
fallkredite primär auf die nächste Generation zu
verlagern.“

Für den Tilgungsplan fordert Kube in Rn.
190 entgegen dem BVerfG ein Gesetz und
nicht lediglich einen schlichten Parla-
mentsbeschluss. In seiner Kritik am Kon-
zept der Schuldenbremse in Rn. 193 bis
197 sieht Kube die normierte Schulden-
bremse

„vor demHintergrund des verfassungsgeschicht-
lichen, dem Grundprinzip der zeitgerechten
steuerstaatlichen Regelfinanzierung gegenwärti-
ger Staatsaufgaben entsprechenden Befunds als
grundsätzlich durchaus sinnvoll und geboten“

an, wobei er eine möglichst zeitnahe
Tilgung für geboten erachtet (Rn. 194).
Die auf die Vielfalt möglicher Szenarien
zurückzuführende inhaltliche Unbestimmt-
heit der Tatbestandsvoraussetzungen er-
scheint ihm allerdings problematisch (Rn.
195). Kube schlägt daher neben einer res-
triktiven Interpretation der Tatbestands-
voraussetzungen vor, die Herausbildung
eines angemessenen Schwellenwerts an-
zustreben, um die verfassungsrechtliche
Vorgabe vollzugstauglich zu machen und
einer ungerechtfertigten Aufnahme einer
Vielzahl geringfügiger zusätzlicher Kredite
unter Berufung auf eine Vielzahl weniger
bedeutsamer Unglücksfälle entgegenzu-
wirken. Er hofft dabei insoweit auf die Ent-
wicklung einer einheitlichen, ebenenüber-
greifenden Rechtsprechungslinie.

Eine extreme Haushaltsnotlage im Sin-
ne von BVerfGE 86, 148 (258 ff.), der seit
der Föderalismusreform II über Art. 109a
GG entgegenzuwirken ist, ist danach kei-
ne eine zusätzliche Kreditaufnahme recht-

fertigende außergewöhnliche Notsitua-
tion.

Kube kommt in Rn. 240 zu dem Resümee,
dass sich die seinerzeit dringend gebotene
Reform der Schuldenbremse in der
neuen Fassung im Wesentlichen bewährt
habe. Das gelte gerade auch für die Her-
ausforderungen durch die Corona- sowie
die Energie- und Inflationskrise, in denen
die Konjunkturkomponente und die Notla-
genklausel beträchtliche Nettoneuver-
schuldungsvolumina zugelassen hätten.

Erforderlich sei es nunmehr (Rn. 246), dass
die reformierte Vorschrift hinreichend Kraft
zu entfalten habe, um sich einer weiteren
Verschuldung des Bundes wirksam
entgegenzustellen bzw. einer Tilgung
der bestehenden Schuld den Boden zu
bereiten.

Deutschland sei zu einem Staat der geld-
gestützten Individualsicherung und -steue-
rung des Einzelnen geworden, der durch
die Hingabe von Geld wie durch Steu-
erverschonung befriede und lenke, was
bei den Einzelnen zu einem Verlust ihrer
Freiheit führe. Kube mahnt in Rn. 248
daher:

„Die staatliche Kreditaufnahme kann in einem
solchen Gesamtrahmen nahezu unausweichlich
werden.“

Geboten sei demgegenüber eine politi-
scheKultur desMaßes undder Verant-
wortung.

Dass zur Erreichung dieses Ziels im Bun-
desstaat in zentraler Weise die Erkenntnis
gehört, dass Bund und Länder nicht stän-

dig Rechtsansprüche begründen oder er-
weitern dürfen, deren Finanzierung letztlich
unter von der Landesverfassungsgerichts-
barkeit weithin geduldeten eklatanten Ver-
stößen gegen die Mehrbelastungsaus-
gleichspflicht der Länder von den Kom-
munen zu leisten ist, sagt Kube allerdings
nicht. Auch wird es darauf ankommen,
dass das Bundesverfassungsgericht den
Kommunen einen aus Art. 28 Abs. 2 GG
abgeleiteten Anspruch auf finanzielle
Mindestausstattung zubilligt, um auch
auf diese Weise einen massive Staatsver-
schuldung ermöglichenden Verschiebe-
bahnhof zu verhindern.

Wenn Kube schließlich in Rn. 251 den
Bürger in die Pflicht nimmt, die Politik
streng am Maßstab der finanziellen Nach-
haltigkeit zu messen und sich nicht blen-
den zu lassen und nicht auf partikulare
Vorteile oder Nachteile zu schielen, stimmt
dies mit den Botschaften der Wahlpro-
gramme und -plakate gerade im jüngsten
Bundestagswinterwahlkampf 2025 in kei-
ner Weise überein.

Zu wünschen ist, dass sich in der Politik,
bei den Bürgern, aber auch in der Recht-
sprechung das von Hanno Kube überzeu-
gend entfaltete Gedankengutmöglichst
weit verbreitet, wozu auch an dieser
Stelle ein kleiner Beitrag geleistet werden
soll. &

Prof. Dr. Hans-Günter Henneke,
Hauptgeschäftsführer des Deutschen

Landkreistages, Berlin

Recht

Bücher
W Das Palais Lobkowicz. Das Prager

Tor zur Freiheit. Hrsg. v. A. Künne/H.
Salfellner, 2024, 280 S., € 49,90. Vi-
talis, Prag.

Der reich bebilderte Band mit Grußworten
desBundespräsidentenunddesPräsiden-
ten der Tschechischen Republik über das
barocke Palais Lobkowicz, das seit Auf-
nahme der diplomatischen Beziehungen
zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und der seinerzeitigen Tschechoslo-
wakei 1974Sitz derBotschaft derBundes-
republik Deutschland ist, ist aus der Ge-
schichte der Wiedervereinigung Deutsch-
lands nicht hinwegzudenken. Der Bild-
band enthält neun Beiträge, die sich
einerseits mit dem Palast und seiner Ge-
schichte befassen (172 S.), 91 Seiten sind
zudem der deutschen Botschaft und da-
mit der politischen Bedeutung des Palais
gewidmet (S. 95 – 185), beginnendmit der
Aufnahme der diplomatischen Beziehun-
gen im Zuge der „neuen Ostpolitik“. Peter
Becher erinnert in einem reich bebilderten

Beitrag daran, wie die bundesdeutsche
Botschaft im Prager Sommer von 1989 zu
einem Brennpunkt der europäischen Ge-
schichte wurde. Es folgt die Wiedergabe
von drei Drahtberichten der deutschen
Botschaft in Prag vom 19.9.1989 („510
zufluchtsuchendeDeutsche aus der DDR.
Eine politische Lösung des Problems
zeichnet sich derzeit nicht ab.“), vom
29.9.1989 („ist mit bereits über 3.000
und weiter zuströmenden Zufluchtsu-
chenden der Punkt erreicht, an dem die
Situation nicht mehr beherrschbar ist. Die
Fortsetzung des laufenden Zustroms ist
nicht mehr verantwortbar.“) und vom
5.10.1989 („Ausreiseaktion ist planmaes-
sig abgeschlossen. 7.600 Deutsche aus
der DDR bestiegen die Zuege in die Bun-
desrepublik Deutschland.“)

Diesen nüchternden Berichten folgt eine
spannende Darstellung des seinerzeitigen
Botschafters Hermann Huber über „DDR-
Flüchtlinge in der deutschen Botschaft“.
Seine zentrale Erkenntnis auf S. 158 lau-
tet:

„Langsam wurde uns in der Botschaft klar, dass
es nicht mehr darum gehe, wie wir verhindern

konnten, dass dieBotschaft überquelle, sondern
dass gerade der durch den Zustrom der Flücht-
linge erzeugte Überdruck ein sehr viel größeres
geschichtliches Rad in Bewegung setzen konn-
te. M.a.W.: Es ging nur darum, durchzuhalten.“

Was dann folgte, haben wir alle unaus-
löschlich in Erinnerung, als nämlich Hans-
Dietrich Genscher und Rudolf Seiters am
30.9.1989 auf dem Balkon des Kuppel-
saals traten und der Satz:

„Liebe Landsleute, wir sind heute zu Ihnen
gekommen, um Ihnen mitzuteilen, dass
heute Ihre Ausreise“

wegen des unbeschreiblichen Jubels un-
vollendet geblieben ist.

Wegen der historischen Einordnung die-
ses Ereignisses verweise ich gern auf die
Veranstaltung, die der Deutsche Land-
kreistag am Jahrestag dieses Vorgangs
2010 mit Rudolf Seiters in Berlin durch-
geführt hat, der darüber eindrucksvoll zu
berichten wusste (Seiters, Der Landkreis
2010, 618 ff.).

Prof. Dr. Hans-Günter Henneke, Berlin
&

Der Landkreis 3/2025 135


